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FINANZ UND POLITIK

Von Nationalrat Gerold Bührer
Präsident Economiesuisse

«Political correctness» wird gerade in
der EU grossgeschrieben. In Brüssel
lassen sich dessen ungeachtet immer
wieder Exponenten finden, welche die
steuerpolitische Souveränität der
Schweiz mit Füssen treten. Selbst im
Nachgang zur Abstimmung über die
Kohäsionszahlungen wurde einmal
mehr Druck gemacht. Die Vorwürfe
bezüglich der kantonalen Steuerpraxis
bei Holding- und Verwaltungsgesell-
schaften sind steuerrechtlich jedoch
geradezu grotesk und politisch höchst
bedenklich. Die Demarche wirft ein-
mal mehr ein schiefes Licht auf das
wettbewerbspolitische Verständnis
Brüssels.

Kaum ernst zu nehmen sind die un-
begründeten Anwürfe aus dem Lager
von Ségolène Royal. Mit Arnaud Mon-
tebourg hat sich hier jedoch ein Par-
lamentarier exponiert, der schon im
Zusammenhang mit der Geldwäsche-
rei durch abstruse Kommentare aufge-
fallen ist. Auch diesmal fällt der Stein
auf den Absender zurück. Denn auch
Frankreich schickt sich an, mit einer

Vorlage seine Konkurrenzfähigkeit bei
der Unternehmensbesteuerung zu ver-
bessern. Bei solcher Widersprüchlich-
keit kann man nur noch den Kopf
schütteln.

Im Wissen, dass in der EU selbst
keine Mehrheit für eine Harmonisie-
rung nach dem Gusto der Hochsteuer-
länder zu haben ist, scheint man in
Brüssel zur Ablenkung nur allzugerne
auf die Schweiz auszuweichen. Wenn
schon in zentralistischer Manier von
wettbewerbspolitischen Verzerrungen
gesprochen wird, müsste man sich zu-
nächst selbst den Spiegel vorhalten.
Denn Steuerprivilegien sind in nam-
haften Mitgliedstaaten alles andere als
am Aussterben.

Steuerrechtlich müsste eigentlich
jedem klar sein, dass das Freihandels-
abkommen von 1972 mit dem Steuer-
regime für Holding- und Verwaltungs-
gesellschaften nichts zu tun hat. Bei
diesen Gesellschaften geht es ja nicht
um Warengeschäfte, welche Gegen-
stand des Abkommens sind. Die Beru-
fung auf die entsprechenden Bestim-
mungen des Freihandelsabkommens
entbehrt daher jeder Grundlage. Dazu
kommt, dass erst vor Jahren seitens der
OECD diese kantonale Steuerpraxis
als mit den internationalen Standards
vereinbar taxiert worden ist. Daraus
den Wettbewerb beeinträchtigende Ef-
fekte abzuleiten, kommt einer realitäts-
fremden Sicht der Dinge gleich. Der
Vorwurf ist mit Blick auf die teilweise
massiven Firmensubventionen einiger
EU-Staaten geradezu anmassend und
widerspiegelt ein gefährlich gespalte-
nes Verhältnis zum marktwirtschaftli-
chen Wettbewerb.

Die EU müsste zudem zur Kenntnis
nehmen, dass unser Land steuerpoli-
tisch souverän ist. Dies heisst, dass die
Schweiz legitimiert bleibt, auf Steuer-
vorteile im internationalen Wettbewerb
zu bauen. Eine Politik, welche schliess-
lich auch von einer ganzen Anzahl von
EU-Staaten mit Erfolg betrieben wird.

Die Steuerharmonisierung innerhalb
der EU ist ohnehin spätestens seit dem
Eintritt der zehn Neuen vom Tisch.
Höchstens in den Augen realitätsfrem-
der Ideologen ist Steuerwettbewerb
noch etwas Schädliches. In der Praxis
hat er sich nämlich jeweils zum Nutzen
der Bevölkerung ausgewirkt. Dies mag
den zentralistischen, abschottenden
Ländern ein Dorn im Auge sein, darf
aber kein Grund für Drohgebärden ge-
gen Drittstaaten sein. 

Als Nichtmitglied der EU liegt es
schliesslich in unserer eigenen Verant-
wortung, eine Steuerpolitik in unserem
nationalen Interesse zu betreiben. Wir
brauchen uns jedenfalls nicht für eine
erfolgreiche Standortpolitik zu ent-
schuldigen. Die Steuerpolitik darf da-
her auch nie zur Verhandlungssache
werden. Im Gegenteil, die Politik ist
vielmehr verpflichtet, die Anliegen der
schweizerischen Volkswirtschaft nach-
drücklich und konsequent zu verfol-
gen. Die unmissverständliche bundes-
rätliche Haltung ist deshalb die einzig
richtige Antwort auf diese unseligen
Vorwürfe. Es darf auch zukünftig kein
Entgegenkommen der Schweiz geben.
Ein solches käme einem gefährlichen
Präjudiz gleich.

Die da und dort hochstilisierten
Drohungen dürfen uns in keiner Weise
beirren lassen. Es ist alles zu tun, dass
diese Haltung bundesrätlich sowie
auch parlamentarisch abgestützt bleibt.
Nur so wird Brüssel letztlich unsere
Botschaft ernst nehmen.

Wettbewerb, und dazu gehört auch
der Steuerwettbewerb, ist der Lebens-
nerv für Wachstum und Wohlstand.
Wer sich aus kurzfristiger Gefälligkeit
heraus auf eine Verwässerung dieser
Grundsätze einlässt, handelt sich frü-
her oder später Folgeschäden ein. Es
gibt daher keine Alternative zum Be-
streben nach steuerlicher Konkurrenz-
fähigkeit und der damit verbundenen
Bejahung des internationalen Stand-
ortwettbewerbs..

Zum Steuerstreit mit der EU:

Steuerpolitische
Souveränität hochhalten




